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G 3229709

Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-ROM, Stand 1. Juli 2011, ist ab Mitte August erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: https://recht.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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7123
Fortbildungsprüfungsregelung

für die Durchführung von Meisterprüfungen im Aus-
bildungsberuf „Straßenwärter/Straßenwärterin“

(Straßenwärter-Meisterprüfungsregelung 
– StrWMPrüfungsR)

Vom 17. November 2011

Auf Grund des § 54 in Verbindung mit § 79 Absatz 4 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 23. März 2005 (BGBL. 
I S. 931), das zuletzt durch Artikel 15 Absatz 90 des 
Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert 
worden ist und der Verordnung über die Zuständigkeiten 
nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und die Angele-
genheiten der Berufsbildung im Rahmen der Handwerks-
ordnung (HwO) vom 5. September 2006 (GV. NRW. 
S. 446), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
(ÄndVO) vom 31. August 2010 (GV. NRW. S. 513), wird 
auf Beschluss des Berufsbildungsausschusses beim Lan-
desbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen und mit 
Genehmigung des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, 
Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-West-
falen die folgende Fortbildungsprüfungsregelung für die 
Durchführung von Meisterprüfungen im Ausbildungsbe-
ruf „Straßenwärter/Straßenwärterin“ erlassen:

Inhaltsübersicht
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Übersicht der Meisterprüfung

§ 1 Gliederung und Inhalt der Meisterprüfung
Kapitel 2
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Teils 2
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Meisterprüfung in den Teilen 3 und 4
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Kapitel 4
Prüfungsausschüsse für die Teile 1 und 2
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§ 7 Zusammensetzung und Berufung
§ 8 Ausgeschlossene Personen und Besorgnis der 

Befangenheit
§ 9 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
§ 10 Geschäftsführung
§ 11 Verschwiegenheit
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Bewertung, Feststellung und Beurkundung des Prüfungs-

ergebnisses der Teile 1 und 2
§ 22 Bewertung
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gebnisses

§ 24 Bescheinigungen
§ 25 Nicht bestandene Prüfung

Kapitel 8
Wiederholungsprüfung in den Teilen 1 und 2

§ 26 Wiederholungsprüfung

Kapitel 9
Sonstige Bestimmungen zu den Teilen 1 und 2

§ 27 Berücksichtigung besonderer Belange
§ 28 Rechtsmittel
§ 29 Prüfungsunterlagen
§ 30 Gebühren
§ 31 Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschus-

ses
§ 32 Koordinierender Prüfungsausschuss, Unteraus-

schüsse
Kapitel 10

Anerkennung und Anrechnung von Abschlüssen aus ande-
ren Meisterberufen in den Teilen 1 bis 4

§ 33 Befreiung von gleichartigen Prüfungsteilen
Kapitel 11

Feststellung des Gesamtergebnisses der Meisterprüfung 
der Teile 1 bis 4

§ 34 Meisterbrief
§ 35 Meistertitel

Kapitel 12
Schlussbestimmungen

§ 36 Genehmigung, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Kapitel 1
Übersicht der Meisterprüfung

§ 1
Gliederung und Inhalt der Meisterprüfung

(1) Die Meisterprüfung umfasst folgende Teile:

1.  die meisterhafte Verrichtung der wesentlichen Tätig-
keiten im fachpraktischen Teil (Teil 1) bestehend aus 
der Meisterprüfungsarbeit sowie der Arbeitsprobe,

2.  einen fachtheoretischen Teil (Teil 2) bestehend aus 
den Bereichen „Straßeninstandhaltung“ sowie 
„Sicherheit und Straßenbetrieb“,

3.  einen betriebswirtschaftlichen, kaufmännischen und 
rechtlichen Teil (Teil 3) und

4.  einen berufs- und arbeitspädagogischen Teil (Teil 4).

(2) Diese Fortbildungsprüfungsregelung regelt den 
Inhalt, den Ablauf und die Zuständigkeiten für die 
Durchführung der Meisterprüfung der Teile 1 bis 2 und 
nach Vorliegen der Teile 3 und 4 die Feststellung des 
Gesamtergebnisses sowie die Ausstellung des Meister-
briefes.

Kapitel 2
Meisterprüfung in den Teilen 1 und 2

§ 2
Meisterprüfungsberufsbild

(1) Durch die Meisterprüfung im Beruf des Straßenwär-
ters/der Straßenwärterin wird festgestellt, dass der Prüf-
ling befähigt ist, einen Betrieb entsprechend seines 
Berufsbildes selbstständig zu führen, Leitungsaufgaben 
in den Bereichen Technik, Betriebswirtschaft, Personal-
führung und Personalentwicklung wahrzunehmen, die 
Ausbildung durchzuführen und seine berufl iche Hand-
lungskompetenz selbstständig umzusetzen und an neue 
Bedarfslagen in diesen Bereichen anzupassen.

(2) Im Beruf des Straßenwärters/der Straßenwärterin 
sind zum Zwecke der Meisterprüfung folgende Fertigkei-
ten und Kenntnisse als ganzheitliche Qualifi kationen zu 
berücksichtigen:
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1.  Gesetze, Rechtsverordnungen und Bestimmungen im 
Tätigkeitsbereich des Straßenwärtermeisters/der 
Straßenwärtermeisterin anwenden,

2.  Kundenwünsche ermitteln, Kundenberatung durch-
führen, Auftragsverhandlungen führen und Auftrags-
ziele festlegen, Leistungen kalkulieren und Angebote 
erstellen,

3.  Leistungsbedarf erkennen, analysieren, beurteilen, 
bewerten und dokumentieren sowie Leistungsbe-
schreibungen und Vertragsbedingungen erstellen,

4.  Leistungen ausschreiben, Angebote beurteilen, prüfen 
und bewerten, Arbeitsabläufe mit den Beteiligten 
abstimmen,

5.  Qualität der ausgeführten Bauleistungen kontrollie-
ren, bewerten und dokumentieren, Maßnahmen zur 
Beseitigung von Fehlern und Mängeln beherrschen,

6.  Ausgeführte Leistungen aufmessen, ermitteln, abrech-
nen und Nachkalkulationen durchführen, Auftrags-
abwicklung auswerten,

7.  Aufgaben der technischen und kaufmännischen 
Betriebsführung, der Betriebsorganisation, der Perso-
nalplanung und des Personal-, Fahrzeug- und Geräte-
einsatzes wahrnehmen, insbesondere unter Berück-
sichtigung der betrieblichen Aus- und Weiterbildung, 
des Qualitätsmanagements, der Haftung, des Arbeits-
schutzes, der Arbeitsicherheit und des Gesundheits-
schutzes, des Datenschutzes, des Umweltschutzes 
sowie der Grundsätze ökologischen Bauens; Informa-
tionssysteme nutzen,

8.  Aufträge für die Straßenerhaltung unter Berücksich-
tigung von Arbeits- und Fertigungstechniken, Bauma-
schinen- und Gerätetechnik, berufsbezogenen Nor-
men und Vorschriften, der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik sowie des Personalbedarfs, der 
Auftragsbearbeitung und -abwicklung vertragsgemäß 
durchführen sowie Baustelleneinrichtungen planen, 
organisieren und überwachen,

9.  Pläne, Skizzen und technische Zeichnungen für den 
Straßenbau und die Straßenerhaltung unter Berück-
sichtigung baurechtlicher Vorschriften, die für einen 
Antrag im behördlichen Genehmigungsverfahren und 
die Ausführung geeignet sind, erstellen,

10.  Vermessungsarbeiten durchführen, kontrollieren und 
auswerten,

11.  Baugrund nach Bodenarten und Bodenklassen unter-
scheiden, sowie auf Tragfähigkeit, Bearbeitbarkeit 
und Schadstoffe durch Wahrnehmung und Sichtprü-
fung beurteilen,

12.  Überwachung der Herstellung, Sicherung und Verfül-
lung von Baugruben; Gründungen sowie die Siche-
rung von Bauwerken,

13.  Transport und Lagerung von Baustoffen veranlassen, 
überwachen und deren Einbautechniken anwenden,

14.  Ver- und Entsorgungseinrichtungen planen, herstellen 
und überwachen,

15.  Beläge aus künstlichen und natürlichen Steinen sowie 
Platten einschließlich Unterbau planen, herstellen 
und überwachen,

16.  Beurteilung von Erhaltungsmaßnahmen an Ingeni-
eurbauwerken, zum Beispiel Schäden am Beton, an 
der Fahrbahn, am Fahrbahnübergang, an der Entwäs-
serung und an den Lagern,

17.  Bauteile und Bauwerke rückbauen und die umweltge-
rechte Entsorgung veranlassen,

18.  Absicherung von Arbeits- und Unfallstellen durch-
führen und überwachen, insbesondere das Aufstellen 
von Warngeräten sowie die Sicherheitskennzeichnung 
von Fahrzeugen,

19.  Einrichtung, Montage, Reparatur und Wartung von 
Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sowie 
Verkehrssicherungs- und Telematiksysteme planen, 
organisieren und überwachen,

20.  Fahrbahnmarkierungen planen, herstellen und über-
wachen,

21.  Straßenbegleitgrün planen, anlegen und pfl egen und

22.  Winterdienst planen, durchführen und überwachen, 
zum Beispiel Räum-, Streu- und Bereitschaftspläne 
erstellen, Wartung der Geräte, Streustoffbewirtschaf-
tung, Schneeschutz.

§ 3
Gliederung, Prüfungsdauer und Bestehen des Teils 1

(1) Der Teil 1 der Meisterprüfung umfasst folgende Prü-
fungsbereiche:

1.  eine Meisterprüfungsarbeit,

2.  eine Arbeitsprobe.

(2) Die Anfertigung der Meisterprüfungsarbeit soll nicht 
länger als vier Arbeitstage dauern. Die Ausführung der 
Arbeitsprobe soll acht Stunden nicht überschreiten.

(3) Meisterprüfungsarbeit und Arbeitsprobe werden 
gesondert bewertet. Meisterprüfungsarbeit und Arbeits-
probe werden im Verhältnis 2 : 1 gewichtet und ergeben 
die Endnote im Teil 1.

(4) Teil 1 der Meisterprüfung ist bestanden, wenn insge-
samt eine ausreichende Prüfungsleistung erbracht worden 
ist. Dabei muss sowohl die Meisterprüfungsarbeit als auch 
die Arbeitsprobe mit mindestens „ausreichend“ bewertet 
worden sein. Über die Ergebnisse der einzelnen Prüfungs-
bereiche erhält der Prüfl ing jeweils eine Bescheinigung.

(5) Die Meisterprüfungsarbeit soll im Regelfall aus einer 
zusammenhängenden Problemlösung bestehen, die sich 
aus Teilen der nachfolgenden Bereiche zusammensetzt:

1.  Betriebswirtschaftliche Planung von Unterhaltungs-
arbeiten, zum Beispiel mit:

  a)  Fahrzeug- und Geräteausstattung (Varianten),
  b)  Deckungsbeitragsrechnung,
  c)  Nutzwertanalyse und
  d)  Kalkulation der Arbeit.
2.  Erstellung von Jahresarbeitsplänen für Straßenerhal-

tungsarbeiten, zum Beispiel mit:
  a)  Auswertung von Betriebsabrechnungsbögen,
  b)  Personaleinsatz,
  c)  Fahrzeug- und Geräteeinsatz und
  d)   Vergabeanteil an Unternehmen.
3.  Organisation des Winterdienstes, zum Beispiel mit:
  a)   Netzanalyse,
  b)   Erstellung von optimierten Winterdienstplänen,
  c)   Vergabe von Arbeiten an Winterdienstunterneh-

men und
  d)   Ausstattung des Netzes mit Streuguthallen.
4.   Verkehrstechnische Planungen, zum Beispiel mit:
  a)   Beschilderung,
  b)   abweisenden Schutzeinrichtungen und
  c)   Fahrbahnmarkierungen.
5.  Baumaßnahmen für eine Straße vorschlagen und ent-

werfen, zum Beispiel mit:
  a)   Aufnahme der Straße in der Länge, Breite und im 

Querprofi l,
  b)   Entwurf,
  c)   Massenberechnung,
  d)   Kostenanschlag und
  e)   Ausschreibung.

(6) Die Arbeitsprobe soll mindestens Arbeiten aus den 
Bereichen

1.   Tief- und Straßenbau (schwerpunktmäßig) und
2.   Vermessung

enthalten.

(7) Die in Absatz 6 genannten Arbeiten sind für die 
Bewertung entsprechend ihrem Schwierigkeitsgrad zu 
gewichten. Die Gesamtbewertung der Arbeitsprobe wird 
aus der Summe der gewichteten Einzelbewertungen 
gebildet.
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§ 4
Gliederung, Prüfungsdauer und Bestehen des Teils 2

(1) Der Teil 2 der Prüfung besteht aus den Prüfungsbe-
reichen „Straßeninstandhaltung“ sowie „Sicherheit und 
Straßenbetrieb“. In den vorstehenden Prüfungsbereichen 
sind fachliche Probleme mit verknüpften informations-
technischen, technologischen und mathematischen Inhal-
ten zu analysieren, zu bewerten und geeignete Lösungs-
wege schriftlich und/oder rechnerisch beziehungsweise 
zeichnerisch darzustellen. Hierfür kommen insbesondere 
in Betracht:

1.   Straßeninstandhaltung:

  a)   Bau- und Erhaltungsarbeiten an Straßen und Bau-
werken,

  b)   Skizzen und Zeichnungen aus dem Straßenbau 
sowie von Bauwerken,

  c)   Zustandserfassung von Straßenkörpern und deren 
Bewertung,

  d)   Verdingungswesen und

  e)   Vermessung.

2.   Sicherheit und Straßenbetrieb:

  a)   Arbeitssicherheit und Unfallverhütung,

  b)   Verkehrssicherungspfl icht,

  c)   Umweltschutz,

  d)   Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sowie 
Verkehrssicherung,

  e)   Rechtsgrundlagen,

  f)   Landschaftsgestaltung und Grünpfl ege,

  g)   Prüfung der Ingenieurbauwerke,

  h)   Betriebswirtschaftliche Steuerung des Betriebs-
dienstes und

  i)   Winterdienst.

(2) In den Prüfungsbereichen „Straßeninstandhaltung“ 
sowie „Sicherheit und Straßenbetrieb“ ist die Prüfung 
schriftlich durchzuführen und beträgt für jeden Prü-
fungsbereich mindestens vier, höchstens sechs Stunden. 
Eine Prüfungsdauer von sechs Stunden täglich darf nicht 
überschritten werden. Die beiden Prüfungsbereiche sind 
gleich gewichtet.

(3) Die schriftliche Prüfung ist in einem der genannten 
Prüfungsbereiche gemäß Absatz 1 auf Antrag des Prüf-
lings oder nach Ermessen des Prüfungsausschusses durch 
eine mündliche Prüfung zu ergänzen, wenn diese das 
Bestehen des Teils 2 der Meisterprüfung ermöglicht. Die 
mündliche Prüfung soll je Prüfl ing nicht länger als 30 
Minuten dauern. Im Prüfungsbereich sind die Ergebnisse 
der schriftlichen und der mündlichen Prüfung im Ver-
hältnis 2 : 1 zu gewichten.

(4) Teil 2 der Meisterprüfung ist bestanden, wenn insge-
samt eine ausreichende Prüfungsleistung erbracht wor-
den ist. Werden die Leistungen in einem Prüfungsbereich 
gemäß Absatz 1 einschließlich der mündlichen Prüfung 
mit „ungenügend“ bewertet, so ist die Prüfung des Teils 
2 nicht bestanden. Über das Ergebnis der Prüfung erhält 
der Prüfl ing eine Bescheinigung.

Kapitel 3
Meisterprüfung in den Teilen 3 und 4

§ 5
Anforderungen an die Teile 3 und 4

(1) Die weiteren Anforderungen in der Meisterprüfung 
in den Teilen 3 und 4 bestimmen sich nach der Verord-
nung über gemeinsame Anforderungen in der Meister-
prüfung im Handwerk vom 18. Juli 2000 (BGBl. I S. 1078) 
in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Über die Anerkennung von Prüfungen in den Teilen 3 
und 4, die an einer öffentlichen oder staatlich anerkann-
ten Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prü-
fungsausschuss einer anderen zuständigen Stelle mit 
Erfolg abgelegt wurden, und mindestens die gleichen 
Anforderungen wie Absatz 1 beinhalten, entscheidet die 

zuständige Stelle. Hält sie die Voraussetzungen für nicht 
gegeben, entscheidet der Prüfungsausschuss.

(3) Zur Anerkennung von erbrachten Prüfungsleistungen 
nach Absatz 2 hat der Prüfl ing der zuständigen Stelle 
Zeugnisse oder Zertifi kate vorzulegen, aus denen hervor-
geht, dass diese mindestens den Anforderungen nach 
Absatz 1 entsprechen.

Kapitel 4
Prüfungsausschüsse für die Teile 1 und 2

§ 6
Errichtung

(1) Die zuständige Stelle wird zum Nachweis von Kennt-
nissen, Fertigkeiten und Erfahrungen, die für die Qualifi -
kation zum Straßenwärtermeister oder zur Straßenwär-
termeisterin notwendig sind, Prüfungen durchführen.

(2) Für die Abnahme von Straßenwärtermeisterprüfun-
gen errichtet die zuständige Stelle einen Prüfungsaus-
schuss.

(3) Bei Bedarf können mehrere Prüfungsausschüsse 
errichtet werden. Dies gilt insbesondere bei einer großen 
Anzahl von Prüfungsbewerbern oder Prüfungsbewerbe-
rinnen, einem großen Einzugsgebiet der zuständigen 
Stelle oder bei besonderen Anforderungen an die Prü-
fung.

(4) Werden mehrere Prüfungsausschüsse gebildet, so 
haben sich diese im Hinblick auf einheitliche Prüfungen 
abzustimmen. Hierzu haben sie einen koordinierenden 
Prüfungsausschuss – im Folgenden „Koordinierungsaus-
schuss“ genannt – zu bilden, der Inhalt und Ablauf der 
Prüfungen festlegt sowie ausschussübergreifende Ent-
scheidungen trifft.

§ 7
Zusammensetzung und Berufung

(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens fünf 
Mitgliedern. Diese haben Stellvertreter oder Stellvertre-
terinnen. Die Mitglieder und deren Stellvertreter oder 
Stellvertreterinnen müssen für die Prüfungsgebiete sach-
kundig und für die Mitwirkung im Prüfungswesen geeig-
net sein (§ 40 Absatz 1 BBiG).

Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens:

1.  zwei Beauftragten der Arbeitgeber,

2.  zwei Beauftragten der Arbeitnehmer sowie

3.  einer Vertretung der jeweiligen Fortbildungseinrich-
tung.

(2) Während der Arbeitsprobe können bei Bedarf weitere 
Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder – auch eines 
anderen Meisterprüfungsausschusses im Beruf „Straßen-
wärter/Straßenwärterin“ – als stimmberechtigte Prüfer 
und Prüferinnen hinzugezogen werden. Mindestens zwei 
Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder müssen Beauf-
tragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein (§ 40 
Absatz 2 BBiG).

(3) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder wer-
den von der zuständigen Stelle längstens für fünf Jahre 
berufen (§ 40 Absatz 3 Satz 1 BBiG).

(4) Die Beauftragten der Arbeitgeber und deren Stellver-
treter oder Stellvertreterinnen werden auf Vorschlag der 
im Gebiet des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-
Westfalen als zuständiger Stelle für den Ausbildungsbe-
ruf „Straßenwärter/Straßenwärterin“ bestehenden Aus-
bildungsstellen des öffentlichen Dienstes sowie der 
gewerblichen Wirtschaft oder deren Vereinigungen beru-
fen.

(5) Die Beauftragten der Arbeitnehmer und deren Stell-
vertreter oder Stellvertreterinnen werden auf Vorschlag 
der im Gebiet des Landesbetriebes Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen als zuständiger Stelle für den Ausbil-
dungsberuf „Straßenwärter/Straßenwärterin“ bestehen-
den Gewerkschaften und selbstständigen Vereinigungen 
von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung berufen (§ 40 Absatz 3 Satz 2 BBiG).
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(6) Die Vertretung der Fortbildungseinrichtung und 
deren Stellvertreter oder Stellvertreterinnen werden auf 
Vorschlag der jeweiligen Fortbildungseinrichtung beru-
fen (§ 56 Absatz 1 in Verbindung mit § 40 Absatz 3 Satz 3 
BBiG).

(7) Werden Mitglieder und deren Stellvertreter oder 
Stellvertreterinnen nicht oder nicht in ausreichender 
Zahl innerhalb einer von der zuständigen Stelle gesetz-
ten angemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft die 
zuständige Stelle insoweit nach pfl ichtgemäßem Ermes-
sen (§ 40 Absatz 3 Satz 4 BBiG).

(8) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der 
Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden (§ 40 Absatz 3 Satz 5 BBiG).

(9) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehrenamtlich. 
Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis ist, soweit 
eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt 
wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren 
Höhe von der zuständigen Stelle mit Genehmigung der 
obersten Landesbehörde festgesetzt wird (§ 40 Absatz 4 
BBiG).

(10) Von Absatz 2 Satz 2 darf nur abgewichen werden, 
wenn andernfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses nicht berufen werden kann 
(§ 40 Absatz 5 BBiG).

(11) Der Koordinierungsausschuss setzt sich aus Mitglie-
dern der Prüfungsausschüsse zusammen. Er besteht min-
destens aus jeweils einem Mitglied der Arbeitgeber-
gruppe, der Arbeitnehmergruppe und einer Vertretung 
einer Fortbildungseinrichtung. Zusätzlich besteht die 
Möglichkeit, andere Prüfungsausschussmitglieder und/
oder stellvertretende Prüfungsausschussmitglieder als 
Berater oder Beraterinnen hinzuzuziehen.

§ 8
Ausgeschlossene Personen und Besorgnis 

der Befangenheit

(1) Bei der Zulassung und Prüfung darf nicht mitwirken, 
wer Angehöriger oder Angehörige eines Prüfungsbewer-
bers oder einer Prüfungsbewerberin ist. Angehörige im 
Sinne des Satzes 1 sind:

1. Verlobte,

2.   Ehegatten oder gesetzlich anerkannte Lebenspartner 
oder Lebenspartnerinnen,

3.  Verwandte und Verschwägerte in gerader Linie,

4.  Geschwister,

5.  Kinder der Geschwister,

6.   Ehegatten oder gesetzlich anerkannte Lebenspartner 
oder Lebenspartnerinnen der Geschwister und 
Geschwister der Ehegatten oder der gesetzlich aner-
kannten Lebenspartner oder Lebenspartnerinnen,

7.  Geschwister der Eltern,

8.   Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes 
Pfl egeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie 
Eltern und Kind miteinander verbunden sind (Pfl ege-
eltern und Pfl egekinder).

Angehörige sind die im Satz 2 aufgeführten Personen 
auch dann, wenn

1.   in den Fällen der Nummern 2, 3 und 6 die die Bezie-
hung begründende Ehe oder gesetzlich anerkannte 
Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht;

2.   in den Fällen der Nummern 3 bis 7 die Verwandtschaft 
oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erlo-
schen ist;

3.  im Falle der Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft 
nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie 
Eltern und Kind miteinander verbunden sind.

(2) Hält sich ein Prüfungsausschussmitglied nach 
Absatz 1 für ausgeschlossen oder bestehen Zweifel, ob 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies 
der zuständigen Stelle mitzuteilen, während der Prüfung 
dem Prüfungsausschuss. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Mitwirkung trifft die zuständige 

Stelle, während der Prüfung der Prüfungsausschuss ohne 
Mitwirkung des oder der Betroffenen.

(3) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen 
gegen eine unparteiische Ausübung des Prüfungsamtes 
zu rechtfertigen oder wird von einem Prüfungsteilneh-
mer oder einer Prüfungsteilnehmerin das Vorliegen eines 
solchen Grundes behauptet, so hat der oder die Betrof-
fene dies der zuständigen Stelle mitzuteilen, während 
der Prüfung dem Prüfungsausschuss. Absatz 2 Satz 2 gilt 
entsprechend.

(4) Wenn infolge von Ausschluss oder Besorgnis der 
Befangenheit eine ordnungsgemäße Besetzung des Prü-
fungsausschusses nicht möglich ist, kann die zuständige 
Stelle die Durchführung der Prüfung einem anderen 
Prüfungsausschuss übertragen.

§ 9
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(§ 41 BBiG)

(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das den 
Vorsitz führt und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz 
stellvertretend übernimmt. Der Vorsitz und das ihn stell-
vertretende Mitglied sollen nicht derselben Mitglieder-
gruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei 
Drittel der Mitglieder mitwirken. Er beschließt mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit gibt die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Aus-
schlag.

§ 10
Geschäftsführung

(1) Die zuständige Stelle für den Ausbildungsberuf 
„Straßenwärter/Straßenwärterin“ regelt im Einverneh-
men mit dem Prüfungsausschuss dessen Geschäftsfüh-
rung, insbesondere Einladungen, Protokollführung und 
Durchführung der Beschlüsse.

(2) Zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses sind alle 
ordentlichen Mitglieder rechtzeitig einzuladen. Kann ein 
Mitglied an einer Sitzung nicht teilnehmen, so ist dies 
unverzüglich der zuständigen Stelle mitzuteilen. Für ein 
verhindertes Mitglied ist dessen Stellvertreter oder Stell-
vertreterin einzuladen.

(3) Die Sitzungsprotokolle sind von dem Protokollführer 
oder der Protokollführerin und vom vorsitzenden Mit-
glied zu unterzeichnen. § 23 Absatz 4 bleibt unberührt.

§ 11
Verschwiegenheit

(1) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben über 
alle Prüfungsvorgänge gegenüber Dritten Verschwiegen-
heit zu wahren. Ausnahmen bedürfen der Einwilligung 
der zuständigen Stelle und des Prüfungsausschusses.

(2) Der Berufsbildungsausschuss ist über Zahl und 
Ergebnisse von durchgeführten Prüfungen sowie der 
hierbei gewonnenen Erfahrungen zu unterrichten (§ 79 
Absatz 3 Nummer 2 BBiG)

Kapitel 5
Voraussetzungen für die Meisterprüfung 

in den Teilen 1 und 2

§ 12
Zulassungsvoraussetzungen für die Meisterprüfung

(1) Zur Meisterprüfung ist zuzulassen, wer eine 
Abschlussprüfung im anerkannten Ausbildungsberuf 
„Straßenwärter/Straßenwärterin“ bestanden hat und 
danach eine mindestens dreijährige praktische Tätigkeit 
in diesem Beruf nachweist.

(2) Gleichwertige ausländische Bildungsabschlüsse und 
Zeiten der Berufstätigkeit im Ausland sind dabei zu 
berücksichtigen.

(3) Über die Gleichwertigkeit ausländischer Bildungsab-
schlüsse, anzuerkennende Zeiten der Berufstätigkeit und 
über Ausnahmen entscheidet die zuständige Stelle. Hält 
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sie die Voraussetzungen für nicht gegeben, entscheidet 
der Prüfungsausschuss.

(4) Als Stichtag für den Nachweis der berufl ichen Tätig-
keit gilt der Beginn der Meisterprüfungsarbeit.

§ 13
Anmeldung zur Prüfung

(1) Die Anmeldung zur Prüfung erfolgt bei der zuständi-
gen Stelle.

(2) Die Anmeldung zur Prüfung hat schriftlich nach den 
von der zuständigen Stelle bestimmten Anmeldefristen 
und Anmeldeformularen durch den Prüfungsbewerber 
oder die Prüfungsbewerberin zu erfolgen.

(3) Mit der Anmeldung sind der zuständigen Stelle fol-
gende Unterlagen vorzulegen:

1.  Lebenslauf, 

2.  Geburtsurkunde,

3.  Prüfungszeugnis im Ausbildungsberuf „Straßenwär-
ter/Straßenwärterin“, 

4.  Nachweis über eine mindestens dreijährige praktische 
Tätigkeit im Beruf „Straßenwärter/Straßenwärterin“ 
und

5.  eine Erklärung und gegebenenfalls ein Nachweis dar-
über, ob und mit welchem Erfolg der Prüfungsbewer-
ber beziehungsweise die Prüfungsbewerberin bereits 
an einer Meisterprüfung im Ausbildungsberuf „Stra-
ßenwärter/Straßenwärterin“ teilgenommen hat (§ 26 
Absatz 1).

§ 14
Entscheidung über die Zulassung

(1) Über die Zulassung zur Meisterprüfung entscheidet 
die zuständige Stelle. Hält sie die Zulassungsvorausset-
zungen nicht für gegeben, so entscheidet der Prüfungs-
ausschuss (§ 46 Absatz 1 BBiG).

(2) Die Entscheidung über die Zulassung ist den Prü-
fungsbewerbern und Prüfungsbewerberinnen rechtzeitig 
unter Angabe des Prüfungstages und des Prüfungsortes 
einschließlich der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel 
mitzuteilen.

(3) Nicht zugelassene Prüfungsbewerber und Prüfungs-
bewerberinnen werden unverzüglich über die Entschei-
dung mit Angabe der Ablehnungsgründe schriftlich 
unterrichtet.

(4) Die Zulassung zur Meisterprüfung kann von der 
zuständigen Stelle im Einvernehmen mit dem Prüfungs-
ausschuss bis zum ersten Prüfungstag widerrufen wer-
den, wenn sie aufgrund von gefälschten Unterlagen oder 
falschen Angaben ausgesprochen wurde.

(5) Auf Anfrage sind den Prüfungsbewerbern und Prü-
fungsbewerberinnen die Mitglieder und die stellvertre-
tenden Mitglieder des Prüfungsausschusses bekannt zu 
geben sowie die Fortbildungsprüfungsregelung auszu-
händigen.

Kapitel 6
Durchführung der Meisterprüfung in den Teilen 1 und 2

§ 15
Prüfungstermine

(1) Die Meisterprüfung fi ndet nach Bedarf statt. Die 
zuständige Stelle setzt im Einvernehmen mit dem Prü-
fungsausschuss die Termine für die Durchführung der 
Meisterprüfung fest. Diese  sollen auf die Vorbereitungs-
kurse zur Meisterprüfung abgestimmt sein. Bei mehre-
ren Prüfungsausschüssen ist diese Aufgabe dem Koor-
dinierungsausschuss (vergleiche § 6 Absatz 4) zu 
übertragen.

(2) Die zuständige Stelle veröffentlicht die Prüfungster-
mine einschließlich der Anmeldefristen nach Maßgabe 
der ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten (zum Bei-
spiel Internet) mindestens drei Monate im Voraus.

§ 16
Prüfungsaufgaben

(1) Der Prüfungsausschuss erstellt und beschließt auf 
der Grundlage des Meisterprüfungsberufsbilds (verglei-
che § 2 Absatz 2) die Prüfungsaufgaben.

(2) Der Prüfungsausschuss kann die Aufgabenerstellung 
einem Unterausschuss übertragen.

(3) Bei mehreren Prüfungsausschüssen obliegt die Auf-
gabenerstellung dem Koordinierungsausschuss (verglei-
che § 6 Absatz 4).

(4) Der Koordinierungsausschuss kann die Aufgabener-
stellung oder Teile davon einem Unterausschuss übertra-
gen.

(5) Zweifelsfrei erkennbare Fehler in den Aufgabenstel-
lungen oder den Musterlösungen sind vom Prüfungsaus-
schuss oder von den von ihm beauftragten Prüfern bezie-
hungsweise Prüferinnen unverzüglich zu beheben und zu 
dokumentieren. Gleiches gilt für Fehler, die bei laufender 
Prüfung festgestellt werden.

§ 17
Nichtöffentlichkeit

(1) Die Prüfungen sind nicht öffentlich.

(2) Der Prüfungsausschuss kann Gäste zulassen. Diese 
Gäste müssen ein berechtigtes Interesse an der Prüfungs-
teilnahme nachweisen.

(3) Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen 
die zugelassenen Gäste nicht anwesend sein.

§ 18
Leitung und Aufsicht

(1) Die Prüfung wird unter Leitung des vorsitzenden 
Mitglieds durchgeführt. Die zuständige Stelle regelt im 
Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss die Auf-
sichtsführung.

(2) Die Aufsichtsführung muss sicherstellen, dass die 
Prüfl inge die Arbeiten selbstständig und nur mit den 
erlaubten Arbeits- und Hilfsmitteln ausführen.

(3) Die Anfertigung der Arbeitsprobe sowie Prüfungs-
leistungen, bei denen der Arbeitsablauf zu bewerten ist, 
sind von mindestens zwei, nicht der gleichen Gruppe 
(vergleiche § 7 Absatz 1) angehörenden Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses zu überwachen; diese werden vom 
Prüfungsausschuss bestimmt. Jeder Prüfer bzw. jede Prü-
ferin berichtet dem Prüfungsausschuss von seinen bezie-
hungsweise ihren Beobachtungen. Diese Beobachtungen 
sind schriftlich zu dokumentieren.

(4) Die mündliche Prüfung ist vom Prüfungsausschuss 
gemäß § 9 Absatz 2 abzunehmen.

(5) Über den Ablauf der Meisterprüfung ist eine Nieder-
schrift zu fertigen und von den Aufsichtsführenden 
beziehungsweise den Prüfern und Prüferinnen zu unter-
zeichnen.

§ 19
Ausweispflicht und Belehrung

Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des vorsitzenden 
Mitglieds des Prüfungsausschusses oder der Aufsichts-
führenden über ihre Person auszuweisen. Sie sind vor 
Beginn der Prüfung über den Prüfungsablauf, die zur 
Verfügung stehende Zeit, die erlaubten Arbeits- und 
Hilfsmittel sowie die Folgen von Täuschungshandlungen 
und Ordnungsverstößen zu belehren.

§ 20
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße

(1) Unternimmt es ein Prüfl ing, das Prüfungsergebnis 
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener 
Arbeits- und Hilfsmittel zu beeinfl ussen oder leistet er 
Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täuschungsver-
such, liegt eine Täuschung im Sinne dieser Fortbildungs-
prüfungsregelung vor.
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(2) Wird während der Prüfung festgestellt, dass ein 
Prüfl ing eine Täuschung begeht oder einen entsprechen-
den Verdacht hervorruft, ist der Sachverhalt von den 
Aufsichtsführenden festzustellen und zu protokollieren. 
Der Prüfl ing setzt die Prüfung vorbehaltlich der Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses über die Täuschung 
fort.

(3) Liegt eine Täuschung vor, wird der entsprechende 
Prüfungsteil beziehungsweise der entsprechende Prü-
fungsbereich (vergleiche § 3 und § 4) mit „ungenügend“ 
(0 Punkte) bewertet. In schweren Fällen, insbesondere 
bei vorbereiteten Täuschungshandlungen, kann der 
Prüfungsausschuss den Prüfl ing von dem Prüfungsteil 
oder von der gesamten Prüfung ausschließen. Der Aus-
schluss gilt als Nichtbestehen der Prüfung. Das Gleiche 
gilt bei Täuschungen, die nachträglich innerhalb eines 
Jahres nach Fertigstellung des jeweiligen Prüfungsteils 
beziehungsweise Prüfungsbereiches festgestellt wer-
den.

(4) Behindert ein Prüfl ing durch sein Verhalten die Prü-
fung so schwer, dass weder seine noch die Prüfung ande-
rer ordnungsgemäß durchgeführt werden kann, ist er von 
der Teilnahme auszuschließen. Die Entscheidung hierü-
ber kann von den Aufsichtsführenden getroffen werden. 
Die endgültige Entscheidung über die Folgen für den 
Prüfl ing hat der Prüfungsausschuss unverzüglich zu tref-
fen. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Gleiches gilt bei Nichtbeachtung der Arbeitsschutz- 
und Sicherheitsvorschriften.

(6) Vor der Entscheidung des Prüfungsausschusses ist 
der Prüfl ing zu hören.

§ 21
Rücktritt, Nichtteilnahme

(1) Der Prüfungsbewerber oder die Prüfungsbewerberin 
kann nach erfolgter Anmeldung rechtzeitig vor Beginn 
der Prüfung durch eine schriftliche Erklärung zurücktre-
ten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht abgelegt.

(2) Tritt der Prüfl ing nach Beginn der Prüfung zurück, so 
werden bereits erbrachte, in sich abgeschlossene Prü-
fungsleistungen nur anerkannt, wenn ein wichtiger 
Grund für den Rücktritt vorliegt (zum Beispiel im 
Krankheitsfalle durch Vorlage eines ärztlichen Attestes).

(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn der Prüfung oder 
nimmt der Prüfungsbewerber beziehungsweise die Prü-
fungsbewerberin an der Prüfung nicht teil, ohne dass ein 
wichtiger Grund vorliegt, so gilt die Prüfung als nicht 
bestanden.

(4) Der wichtige Grund ist der zuständigen Stelle unver-
züglich mitzuteilen und nachzuweisen. Über das Vorlie-
gen eines wichtigen Grundes entscheidet der Prüfungs-
ausschuss.

Kapitel 7
Bewertung, Feststellung und Beurkundung des Prü-

fungsergebnisses der Teile 1 und 2

§ 22
Bewertung

(1) Die Prüfungsleistungen gemäß der Gliederung der 
Prüfung nach § 3 und § 4 sowie die Gesamtleistung sind 
auf Grund der Entscheidung des Prüfungsausschusses 
wie folgt zu bewerten:

Eine den Anforderungen in besonderem Maße entspre-
chende Leistung
= 100 – 92 Punkte = Note 1 = sehr gut

eine den Anforderungen voll entsprechende Leistung
= unter 92 – 81 Punkte = Note 2 = gut

eine den Anforderungen im Allgemeinen entsprechende 
Leistung
= unter 81 – 67 Punkte = Note 3 = befriedigend

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen 
den Anforderungen noch entspricht
= unter 67 – 50 Punkte = Note 4 = ausreichend

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, 
jedoch erkennen lässt, dass gewisse Grundkenntnisse 
noch vorhanden sind
= unter 50 – 30 Punkte = Note 5 = mangelhaft

eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht 
und bei der selbst Grundkenntnisse fehlen
= unter 30 – 0 Punkte = Note 6 = ungenügend.

(2) Prüfungsteilleistungen sind von den beauftragten 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses getrennt und 
selbstständig zu beurteilen und zu bewerten. Beobach-
tungen gemäß § 18 Absatz 3 können einbezogen werden.

(3) Die Meisterprüfungsarbeit und die Prüfungsarbeiten 
im Teil 2 sind von zwei Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses, die nicht derselben Gruppe angehören, zu 
bewerten. Nach der Begutachtung haben sich beide auf 
ein gemeinsames Ergebnis zu einigen. Anschließend ste-
hen die Prüfungsarbeiten allen Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
Jedes Mitglied ist berechtigt, eine von dem Urteil des 
Gutachtens abweichende Beurteilung mit Begründung 
schriftlich zu vermerken. Bei abweichender Beurteilung 
bewertet der Prüfungsausschuss die Arbeit endgültig.

(4) Die beobachtenden Mitglieder der Arbeitsprobe 
geben eine eigene Bewertung ab, einigen sich auf ein 
gemeinsames Ergebnis, dokumentieren dies und teilen es 
anschließend dem Prüfungsausschuss mit. Wird kein 
gemeinsames Ergebnis erzielt, obliegt die endgültige 
Bewertung dem Prüfungsausschuss.

(5) Zur Bewertung von mündlichen Prüfungen geben die 
Prüfer und Prüferinnen eine Vorschlagsnote ab. Die 
abschließende Bewertung obliegt dem Prüfungsaus-
schuss.

§ 23
Feststellung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuss stellt die Ergebnisse der Prü-
fungen in den Bereichen und Teilen (§ 1 Absatz 1 Num-
mer 1 und 2) fest.

(2) Bei der Feststellung der einzelnen Prüfungsleistun-
gen ist der Prüfungsausschuss nicht an die Beurteilung 
und Bewertung der einzelnen Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses nach § 22 Absatz 2 gebunden. Abweichende 
Beschlussfassungen sind mit Begründung zu dokumen-
tieren.

(3) Das Ergebnis der Prüfungen nach Absatz 1 ist dem 
Prüfl ing unmittelbar nach Feststellung durch den Prü-
fungsausschuss mitzuteilen.

(4) Über den Verlauf der Prüfung einschließlich der Fest-
stellung der einzelnen Prüfungsergebnisse ist eine Nie-
derschrift zu fertigen, die von den Mitgliedern des Prü-
fungsausschusses zu unterzeichnen ist.

§ 24
Bescheinigungen

(1) Über das Ergebnis der Meisterprüfungsarbeit, der 
Arbeitsprobe sowie der Prüfungen im Teil 2 erhält der 
Prüfl ing jeweils eine Bescheinigung.

(2) Die Bescheinigungen sind von dem vorsitzenden Mit-
glied des Prüfungsausschusses oder dessen Stellvertre-
tung sowie dem oder der Beauftragten der zuständigen 
Stelle zu unterzeichnen und mit einem Siegel zu verse-
hen. Dabei ist als Termin der Tag der Feststellung des 
Prüfungsergebnisses durch den Prüfungsausschuss ein-
zusetzen. Mit Zustimmung des Vorsitzenden Mitglieds 
des Prüfungsausschusses kann dessen Unterschrift durch 
die Unterschrift eines anderen Mitgliedes des Prüfungs-
ausschusses ersetzt werden.

§ 25
Nicht bestandene Prüfung

(1) Über das Nichtbestehen der Meisterprüfungsarbeit, 
der Arbeitsprobe oder der Prüfungen im Teil 2 erhält der 
Prüfl ing von der zuständigen Stelle unmittelbar nach 
Feststellung durch den Prüfungsausschuss einen rechts-
mittelfähigen Bescheid. Darin ist anzugeben, wo ausrei-
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chende Leistungen nicht erbracht wurden und welche 
Prüfungsleistungen zu wiederholen sind.

(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wiederholungs-
prüfung gemäß § 26 ist hinzuweisen.

Kapitel 8
Wiederholungsprüfung in den Teilen 1 und 2

§ 26
Wiederholungsprüfung

(1) Die Meisterprüfungsarbeit, die Arbeitsprobe oder die 
Prüfungen im Teil 2, die nicht bestanden wurden, können 
zweimal wiederholt werden (§ 37 Absatz 1 Satz 2 BBiG).

(2) Bei einer Wiederholung der Meisterprüfungsarbeit 
beziehungsweise der Arbeitsprobe ist eine Anrechnung 
von Teilleistungen nicht möglich.

(3) In der Wiederholungsprüfung für den Teil 2 ist der 
Prüfl ing auf Antrag von der Prüfung im bestandenen 
Prüfungsbereich zu befreien, wenn er sich innerhalb von 
zwei Jahren, gerechnet vom Tage der Zustellung des 
rechtsmittelfähigen Bescheides (§ 25 Absatz 1) zur Wie-
derholungsprüfung anmeldet.

(4) Die Prüfung kann frühestens zum nächsten Prü-
fungstermin wiederholt werden.

(5) Die Vorschriften über die Zulassungsvoraussetzungen 
für die Meisterprüfung, Anmeldung zur Prüfung und 
Entscheidung über die Zulassung (§§ 12 bis 14) gelten 
sinngemäß. Bei der Anmeldung sind die Bescheinigungen 
der vorausgegangenen Prüfungen vorzulegen.

Kapitel 9
Sonstige Bestimmungen zu den Teilen 1 und 2

§ 27
Berücksichtigung besonderer Belange

Sofern Schwerbehinderte oder Schwerbehinderten 
gleichgestellte Personen an der Prüfung teilnehmen, sind 
deren besonderen Belange bei der Prüfung zu berück-
sichtigen. Die Art der Behinderung oder Beeinträchti-
gung ist mit der Anmeldung zur Prüfung (§ 13) nachzu-
weisen.

§ 28
Rechtsmittel

Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungsausschus-
ses sowie der zuständigen Stelle sind bei ihrer schriftli-
chen Bekanntgabe an den Prüfungsbewerber oder die 
Prüfungsbewerberin beziehungsweise an den Prüfl ing 
mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. Diese 
richtet sich im Einzelnen nach der Verwaltungsgerichts-
ordnung und den Ausführungsbestimmungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen.

§ 29
Prüfungsunterlagen

(1) Auf schriftlichen Antrag ist dem Prüfl ing innerhalb 
der Widerspruchsfrist von einem Monat Einsicht in seine 
Prüfungsunterlagen zu gewähren. 

(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten und die Anmel-
dungen sind zwei Jahre, die Niederschriften gemäß § 23 
Absatz 4 zehn Jahre aufzubewahren. Der Ablauf der vor-
genannten Fristen wird durch das Einlegen eines Rechts-
mittels gehemmt.

(3) Eine Herausgabe von Prüfungsunterlagen und/oder 
Prüfungsaufgaben zu Übungs- oder Anschauungszwe-
cken bedarf der vorherigen Zustimmung des Prüfungs-
ausschusses.

§ 30
Gebühren

(1) Meisterprüfungen sind gebührenpfl ichtig.

(2) Für die Durchführung von Prüfungen der Teile 1 und 
2 der Meisterprüfung werden jeweils Gebühren nach 

Maßgabe der von der zuständigen Stelle getroffenen 
Gebührenregelung erhoben und vereinnahmt. Die 
zuständige Stelle gibt die Gebührenregelung nach den 
ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten (zum Beispiel 
Internet) durch Veröffentlichung bekannt. 

(3) Für die Meisterprüfung ist der Prüfl ing selbst Gebüh-
renschuldner. Die Gebühren sind nach Maßgabe der 
Gebührenregelung der zuständigen Stelle zu entrichten.

(4) Für die Durchführung von Prüfungen der Teile 3 und 
4 der Meisterprüfung werden Gebühren von der jeweili-
gen  Fortbildungseinrichtung erhoben und vereinnahmt. 
Die Höhe der Gebühren richtet sich nach der von der 
Fortbildungseinrichtung getroffenen Gebührenregelung.

§ 31
Geschäftsordnung des Berufsbildungsausschusses

Die Geschäftsordnung für den Berufsbildungsausschuss 
des Landesbetriebes Straßenbau Nordrhein-Westfalen als 
zuständiger Stelle für den Ausbildungsberuf „Straßen-
wärter/Straßenwärterin“ gilt für den Prüfungsausschuss 
entsprechend. Sie ist auch auf den unter § 6 Absatz 4 
genannten Koordinierungsausschuss sowie eventuelle 
Unterausschüsse des Prüfungsausschusses beziehungs-
weise des Koordinierungsausschusses anzuwenden.

§ 32
Koordinierender Prüfungsausschuss, Unterausschüsse

Die in dieser Fortbildungsprüfungsregelung getroffenen 
Regelungen gelten sinngemäß für den unter § 6 Absatz 4 
genannten Koordinierungsausschuss sowie eventuelle 
Unterausschüsse des Prüfungsausschusses beziehungs-
weise des Koordinierungsausschusses.

Kapitel 10
Anerkennung und Anrechnung von Abschlüssen aus 

anderen Meisterberufen in den Teilen 1 bis 4

§ 33
Befreiung von gleichartigen Prüfungsteilen

(1) Prüfl inge, die die Meisterprüfung vor einem Prü-
fungsausschuss in einem Handwerk beziehungsweise aus 
artverwandten Berufen bereits bestanden oder Teile der 
Prüfung mit Erfolg abgelegt haben, können durch den 
Prüfungsausschuss im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Stelle von der Ablegung der Prüfung in vergleichba-
ren Prüfungsbereichen in den Teilen 1 und 2 auf Antrag 
hin ganz oder teilweise befreit werden.

(2) Die Prüfungsteile 3 und 4 aus anderen Meisterprü-
fungen werden anerkannt. In anderen Fällen gilt § 5.

Kapitel 11
Feststellung des Gesamtergebnisses der Meisterprüfung 

der Teile 1 bis 4

§ 34
Meisterbrief

(1) Die Feststellung über das Gesamtergebnis und die 
Ausstellung des Meisterbriefes obliegt der zuständigen 
Stelle im Einvernehmen mit dem Prüfungsausschuss.

(2) Voraussetzung für das Bestehen der Meisterprüfung 
ist, dass der zuständigen Stelle von der Meisterprüfungs-
arbeit und der Arbeitsprobe sowie den Teilen 2 bis 4 
Bescheinigungen über das Bestehen (Anerkennen) dieser 
Prüfungsbereiche beziehungsweise Prüfungsteile vorge-
legt werden.

(3) Über die Prüfung erhält der Prüfungsteilnehmer 
beziehungsweise die Prüfungsteilnehmerin von der 
zuständigen Stelle ein Zeugnis (§ 37 Absatz 2 BBiG) und 
einen Meisterbrief.

(4) Das Prüfungszeugnis enthält:

1.  die Bezeichnung der Meisterprüfung,

2.  die Personalien des Prüfungsteilnehmers beziehungs-
weise der Prüfungsteilnehmerin,

3.  die Ergebnisse der Teile 1 bis 4,
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4.  das Datum des Bestehens der Prüfung sowie

5.  die Unterschriften des vorsitzenden Mitglieds des 
Prüfungsausschusses oder dessen Stellvertretung und 
des oder der Beauftragten der zuständigen Stelle mit 
Siegel. Mit Zustimmung des vorsitzenden Mitgliedes 
des Prüfungsausschusses kann dessen Unterschrift 
durch die Unterschrift eines anderen Mitgliedes des 
Prüfungsausschusses ersetzt werden.

(5) Der Meisterbrief ist von dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses oder dessen Stellvertretung 
beziehungsweise einem vom Prüfungsausschuss beauf-
tragten Mitglied und von dem oder der Beauftragten der 
zuständigen Stelle zu unterschreiben und mit Siegel zu 
versehen. Im Meisterbrief sind keine Noten aufzuführen.

§ 35
Meistertitel

Den Titel „Straßenwärtermeister/Straßenwärtermeiste-
rin“ darf, auch in Bezeichnungen, die auf die Tätigkeit 
als solche hinweisen, nur führen, wer für den Ausbil-
dungsberuf „Straßenwärter/Straßenwärterin“ die Meis-
terprüfung bestanden hat.

Kapitel 12
Schlussbestimmungen

§ 36
Genehmigung, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Fortbildungsprüfungsregelung wurde am 7. 
November 2011 gemäß § 47 Absatz 1 Satz 2 in Verbin-
dung mit § 56 Absatz 1 BBiG vom Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes 
Nordrhein-Westfalen genehmigt. Sie tritt am 1. Februar 
2012 in Kraft und tritt mit Ablauf des 31. Januar 2017 
außer Kraft.

Gelsenkirchen, den 17. November 2011

Landesbetrieb
Straßenbau Nordrhein-Westfalen

als zuständige Stelle in Nordrhein-Westfalen für den
Ausbildungsberuf „Straßenwärter/Straßenwärterin“

Winfried  P u d e n z

– GV. NRW. 2011 S. 710

764
Satzung der NRW.BANK

Vom 14. Dezember 2011

Die Gewährträgerversammlung der NRW.BANK hat am 
14. Dezember 2011 gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe 
a des Gesetzes über die NRW.BANK vom 16. März 2004 
(GV. NRW. S. 126), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 772), fol-
gende Fassung der Satzung der NRW.BANK mit Wirkung 
vom 15. Dezember 2011 beschlossen:

§ 1
Name, Rechtsform, Sitz

1.  Die NRW.BANK ist ein Kreditinstitut in der Rechts-
form einer Anstalt des öffentlichen Rechts. Sie besitzt 
Rechtsfähigkeit kraft Gesetzes.

2.  Die NRW.BANK hat ihren Sitz in Düsseldorf und 
Münster. Sie kann Niederlassungen errichten.

3.  Die NRW.BANK führt ein Siegel mit den Worten in 
der Inschrift „NRW.BANK Düsseldorf/Münster“.

§ 2
Gewährträger, Haftung

1.  Gewährträger der NRW.BANK ist das Land Nord-
rhein-Westfalen.

2.   Der Gewährträger stellt sicher, dass die NRW.BANK 
ihre Aufgaben erfüllen kann (Anstaltslast).

3.   Der Gewährträger haftet für die Verbindlichkeiten der 
NRW.BANK, wenn eine Befriedigung aus dem Vermö-
gen der NRW.BANK nicht zu erlangen ist. Der 
Gewährträger haftet unmittelbar für die von der Bank 
aufgenommenen Darlehen und begebenen Schuldver-
schreibungen, die als Festgeschäfte ausgestalteten 
Termingeschäfte, die Rechte aus Optionen und andere 
Kredite an die NRW.BANK sowie für Kredite, soweit 
sie von der Bank ausdrücklich gewährleistet werden.

§ 3
Stammkapital

1.   Die NRW.BANK ist mit einem Stammkapital von 
17 000 000 000 Euro ausgestattet. Am Stammkapital 
ist ausschließlich der Gewährträger beteiligt.

2.   Die NRW.BANK kann juristische Personen des öffent-
lichen Rechts als Gewährträger unter Beteiligung am 
Stammkapital – auch länderübergreifend – aufneh-
men. Die Beteiligungen der nordrhein-westfälischen 
Gewährträger am Stammkapital müssen insgesamt 
mindestens 51 Prozent betragen.

3.   Die NRW.BANK kann Vermögenseinlagen stiller 
Gesellschafter aufnehmen. Als stille Gesellschafter 
sind die Gewährträger der NRW.BANK und Kreditin-
stitute in der Rechtsform einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts zugelassen.

§ 4
Ausgeschiedene Gewährträger

Ausgeschiedene Gewährträger haften für Verbindlichkei-
ten der NRW.BANK fort, die im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens ihres Ausscheidens begründet waren. Die Ver-
pfl ichtungen aus Artikel 1 § 11 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Rechtsverhältnisse der öffentlich-recht-
lichen Kreditinstitute in Nordrhein-Westfalen vom 2. Juli 
2002 (GV. NRW. S. 284) bestehen für einen ausgeschiede-
nen Gewährträger fort.

§ 5
Förderauftrag, Geschäfte

1.   Die NRW.BANK hat den staatlichen Auftrag, das 
Land und seine kommunalen Körperschaften bei der 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben, insbesondere 
in den Bereichen der Struktur-, Wirtschafts-, Sozial- 
und Wohnraumpolitik, zu unterstützen und dabei För-
dermaßnahmen im Einklang mit den Beihilfevor-
schriften der Europäischen Gemeinschaft 
durchzuführen und zu verwalten. Hierbei orientiert 
sie sich am Prinzip der Nachhaltigkeit.

2.   Zur Erfüllung ihres Auftrags wird die NRW.BANK in 
folgenden Förderbereichen tätig:

  a)   Sicherung und Verbesserung der mittelständischen 
Struktur der Wirtschaft, insbesondere durch 
Finanzierungen für Existenzgründungen und -fes-
tigungen,

  b)   im Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraumför-
derung,

  c)   Bereitstellung von Risikokapital,

  d)   bauliche Entwicklung der Städte und Gemeinden,

  e)   Infrastrukturmaßnahmen,

  f)   Maßnahmen in der Land- und Forstwirtschaft und 
im ländlichen Raum,

  g)   Umweltschutzmaßnahmen,

  h)   Technologie-/Innovationsmaßnahmen,

  i)   Maßnahmen rein sozialer Art,

  j)   Maßnahmen kultureller und wissenschaftlicher 
Art.

  Die Einzelheiten bezüglich der Aufgaben im Rahmen 
der staatlichen sozialen Wohnraumförderung gemäß 
Satz 1 Buchstabe b sind im Gesetz zur Förderung und 
Nutzung von Wohnraum für das Land Nordrhein-
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Westfalen (WFNG NRW) und den förderrechtlichen 
Vorgaben des Landes geregelt. Die Einzelheiten 
bezüglich der anderen Förderbereiche ergeben sich 
aus den Förderrichtlinien.

3.   Die NRW.BANK kann im Rahmen ihres Auftrags auch 
Darlehen und andere Finanzierungsformen an 
Gebietskörperschaften und öffentlich-rechtliche 
Zweckverbände gewähren und sich an Finanzierun-
gen der Europäischen Investitionsbank, der Entwick-
lungsbank des Europarats oder vergleichbaren Finan-
zierungsinstituten von Projekten im 
Gemeinschaftsinteresse beteiligen.

4.   Die NRW.BANK kann zur Erfüllung ihres Auftrags 
alle banküblichen Finanzierungsinstrumente einset-
zen, insbesondere Darlehen und Kredite gewähren, 
Bürgschaften und Gewährleistungen übernehmen 
sowie Beteiligungen eingehen. Sie ist im Rahmen der 
ihr zugewiesenen Aufgaben berechtigt, sich an Unter-
nehmen in der Rechtsform einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts mit oder ohne Übernahme 
einer Gewährträgerstellung zu beteiligen. Bei der 
Gewährung von Darlehen und Krediten werden in der 
Regel nach dem Durchleitungsprinzip oder im Wege 
der Konsortialfi nanzierung Kreditinstitute einge-
schaltet. Im Verhältnis zu anderen Kreditinstituten 
beachtet die NRW.BANK das Diskriminierungsver-
bot.

5.   Zur Erfüllung ihrer Aufgaben darf die NRW.BANK die 
Geschäfte und Dienstleistungen betreiben, die mit der 
Erfüllung ihrer Aufgaben in direktem Zusammenhang 
stehen. In diesem Rahmen darf sie insbesondere das 
Treasury Management und Geschäfte zur Risikosteue-
rung betreiben, nachrangiges Haftkapital aufnehmen, 
Genussrechte, öffentliche Pfandbriefe, Kommunalobli-
gationen und sonstige Schuldverschreibungen begeben, 
Finanzinstrumente anschaffen und veräußern sowie 
Forderungen an- und verkaufen. Der Effektenhandel, 
das Einlagengeschäft und das Girogeschäft sind der 
NRW.BANK nur für eigene Rechnung und nur insoweit 
gestattet, als sie mit der Erfüllung ihrer Aufgaben in 
direktem Zusammenhang stehen.

6.   Tätigkeiten der NRW.BANK, die nicht unter die in 
den Absätzen 1 bis 5 genannten Bereiche fallen oder 
die dort jeweils aufgeführten Bedingungen nicht 
erfüllen, sind spätestens nach dem 18. Juli 2005 von 
rechtlich selbstständigen Unternehmen ohne öffentli-
che Unterstützung durchzuführen, an denen die NRW.
BANK mehrheitlich beteiligt sein darf. Refi nanzie-
rungsmittel, Gewährleistungen und andere Leistun-
gen der NRW.BANK an solche Unternehmen sowie 
Leistungen solcher Unternehmen an die NRW.BANK 
sind marktgerecht zu vergüten. Die Gewährträger der 
NRW.BANK am 18. Juli 2005 haften für die Erfüllung 
sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verbind-
lichkeiten der NRW.BANK aus Tätigkeiten im Sinne 
des Satzes 1. Für Verbindlichkeiten dieser Art, die bis 
zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich 
unbegrenzt, für danach bis zum 18. Juli 2005 verein-
barte Verbindlichkeiten dieser Art nur, wenn deren 
Laufzeit nicht über den 31. Dezember 2015 hinaus-
geht. Die Gewährträger werden ihren Verpfl ichtungen 
aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubi-
gern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbind-
lichkeiten dieser Art umgehend nachkommen, sobald 
sie bei deren Fälligkeit ordnungsgemäß und schrift-
lich festgestellt haben, dass die Gläubiger dieser Ver-
bindlichkeiten aus dem Vermögen des jeweiligen Ins-
tituts nicht befriedigt werden können. Verpfl ichtungen 
der NRW.BANK dieser Art auf Grund eigener 
Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haftungs-
zusage sind vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 
3 bis 5 in dem gleichen Zeitpunkt wie die durch eine 
solche Haftung gesicherte Verbindlichkeit. Mehrere 
Gewährträger haften als Gesamtschuldner, im Innen-
verhältnis entsprechend ihren Kapitalanteilen.

7.   Die Geschäfte der NRW.BANK sind nach kaufmänni-
schen Grundsätzen unter Berücksichtigung des 
Gemeinwohls zu führen. Die Erzielung von Gewinn 
ist nicht Hauptzweck des Geschäftsbetriebes.

§ 6
Deckung der Schuldverschreibungen

Die im Umlauf befi ndlichen oder neu auszugebenden 
Pfandbriefe und sonstigen Schuldverschreibungen der 
NRW.BANK, die unter das Pfandbriefgesetz vom 22. Mai 
2005 (BGBl. I S. 1373) fallen, müssen den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechend gedeckt sein.

§ 7
Organe

1.   Organe der NRW.BANK sind

  a)   die Gewährträgerversammlung,

  b)   der Verwaltungsrat,

  c)   der Vorstand.

2.   Die Mitglieder der Organe haben über vertrauliche 
Angaben und Geheimnisse der Bank, namentlich 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch 
ihre Tätigkeit in den Organen der Bank bekannt 
geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese 
Pfl icht bleibt auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Organ bestehen.

  Die Genehmigung, abweichend von Satz 1 Erklärun-
gen abzugeben oder in gerichtlichen oder außer-
gerichtlichen Verfahren auszusagen, erteilt den 
Mitgliedern der Gewährträgerversammlung, des Ver-
waltungsrats und des Vorstands die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende des Verwaltungsrats, der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats die tur-
nusmäßig nachfolgende Verwaltungsratsvorsitzende 
oder der turnusmäßig nachfolgende Verwaltungsrats-
vorsitzende. Die Befugnis des Vorstands, die im Rah-
men seiner Geschäftsführung üblichen und notwendi-
gen Erklärungen im Interesse der Bank abzugeben, 
bleibt unberührt.

3.   Die Organmitglieder dürfen an der Beratung und 
Beschlussfassung über Angelegenheiten nicht teilneh-
men, deren Entscheidung ihnen selbst, ihnen nahe 
stehenden Unternehmen oder Personen oder diesen 
nahe stehenden Unternehmen oder einer von ihnen 
kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person oder 
eines Unternehmens einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann, oder wenn sie aus anderen 
Gründen befangen sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Mitwirkung von Organmitgliedern bei der Beschluss-
fassung nach bundesaufsichtsrechtlichen Bestimmun-
gen erforderlich ist.

  Vertreter des Gewährträgers gelten bei Entscheidun-
gen über Organkredite an den Gewährträger im Ver-
hältnis zu diesem nicht als befangen.

  Bei Zweifeln, ob Befangenheit vorliegt, entscheidet 
das Organ unter Ausschluss des Betroffenen.

§ 8
Zusammensetzung und Beschlüsse der 

Gewährträgerversammlung

1.   Die Gewährträgerversammlung setzt sich zusammen 
aus:

  a)   dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen,

  b)   dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen,

  c)   dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,

  d)   acht weiteren Mitgliedern, die von dem Gewähr-
träger entsandt werden.

  Die in Buchstabe d genannten Mitglieder dürfen nicht 
zugleich Mitglieder des Verwaltungsrats sein.

2.   Zu Mitgliedern der Gewährträgerversammlung sollen 
nur Personen berufen werden, die besondere wirt-
schaftliche Erfahrung und Sachkunde besitzen und 
geeignet sind, die NRW.BANK zu fördern. Mitglieder 
der Gewährträgerversammlung dürfen nicht Inhabe-
rin oder Inhaber oder haftende Teilhaberin oder haf-
tender Teilhaber, Leiterin oder Leiter oder Mitglieder 
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des Vorstands von Kreditinstituten oder deren Ange-
stellte sein.

3.   Vorsitzende oder Vorsitzender und stellvertretende 
Vorsitzende der Gewährträgerversammlung sind die 
Mitglieder gemäß Absatz 1 Buchstabe a bis c. Der 
oder die Vorsitzende wird im Verhinderungsfall durch 
ein Mitglied der Gewährträgerversammlung gemäß 
Absatz 1 Buchstabe a bis c vertreten.

4.   Das Stimmrecht in der Gewährträgerversammlung 
bestimmt sich nach den Anteilen am Stammkapital. 
Soweit die NRW.BANK eigene Anteile hält, steht ihr 
daraus ein Stimmrecht nicht zu.

5.   Das Stimmrecht des Gewährträgers wird einheitlich 
durch eine der Vertreterinnen oder einen der Vertreter 
aus dem Kreis der Mitglieder im Sinne von § 8 Absatz 
1 Buchstabe d ausgeübt.

§ 9
Sitzungen der Gewährträgerversammlung

1.   Die Gewährträgerversammlung ist von ihrer Vorsit-
zenden oder ihrem Vorsitzenden einzuberufen, wenn 
es der Gewährträger, der Verwaltungsrat oder der Vor-
stand unter Angabe der Verhandlungsgegenstände 
beantragt. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende leitet 
die Gewährträgerversammlung.

2.   Die Gewährträgerversammlung soll schriftlich unter 
Angabe der Verhandlungsgegenstände mit einer Frist 
von vier Wochen einberufen werden. In dringenden 
Fällen kann die Frist abgekürzt und mündlich, fern-
mündlich, durch Telefax oder im Wege der elektroni-
schen Nachrichtenübermittlung (E-Mail) eingeladen 
werden. Die Einberufung wird gleichzeitig dem Vor-
stand bekannt gegeben.

3.   Zu jedem Verhandlungsgegenstand nach § 10 Num-
mer 1 bis 7 und 11 haben der Verwaltungsrat oder der 
Vorstand Vorschläge zur Beschlussfassung zu unter-
breiten. Diese Vorschläge sind der Gewährträgerver-
sammlung mit der Einladung bekannt zu machen. Die 
Befugnis der Gewährträgerversammlung, im Einzel-
fall eine Beschlussfassung zu den vorgenannten Ver-
handlungsgegenständen ohne Beschlussvorschlag des 
Verwaltungsrats oder des Vorstands vorzunehmen, 
bleibt unberührt.

4.   Der Vorstand der NRW.BANK nimmt an den Sitzun-
gen der Gewährträgerversammlung teil.

5.   Die Gewährträgerversammlung gibt sich eine 
Geschäftsordnung.

§ 10
Aufgaben der Gewährträgerversammlung

Die Gewährträgerversammlung beschließt über

1.   die Änderung der Satzung sowie die Aufl ösung der 
NRW.BANK.

2.   alle Eigenmittelmaßnahmen nach dem KWG,

3.   die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwen-
dung des Bilanzgewinnes und die Deckung eines 
Bilanzverlustes,

4.   die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats 
und des Vorstands,

5.   die Bestellung des Abschlussprüfers bzw. der Prüferin 
im Einvernehmen mit dem Landesrechnungshof sowie 
des Prüfers für die Prüfung der Meldepfl ichten und 
Verhaltensregeln nach den Vorschriften des Wertpa-
pierhandelsgesetzes,

6.   die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen,

7.   Maßnahmen nach § 3 Absatz 3 und § 5 Absatz 4 
Satz 2,

8.   die Festsetzung der Vergütung für die Mitglieder der 
Gewährträgerversammlung, für die Mitglieder des 
Verwaltungsrats, seiner Ausschüsse und der Beiräte,

9.   die Grundsätze der Geschäfts-, Förder- und Risikopo-
litik,

10.  die Zustimmung zum Erwerb und zur Veräußerung 
von Beteiligungen und zu Kapitalmaßnahmen bei 
Beteiligungen, sofern die Beteiligungsmaßnahme nach 
Maßgabe einer von der Gewährträgerversammlung zu 
treffenden Regelung nicht von geringerer Bedeutung 
ist; letzteres gilt nicht für die Beteiligung an der 
WestLB AG,

11.  die Zustimmung zum Abschluss der Vereinbarung 
gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe k des NRW.
BANK G zwischen dem für das Wohnungswesen 
zuständige Ministerium und der NRW.BANK.

§ 11
Zustimmungsvorbehalt der Gewährträgerversammlung

Die Stimmrechte der NRW.BANK in der Hauptversamm-
lung der WestLB AG dürfen von der NRW.BANK in ihrer 
Eigenschaft als Aktionärin der WestLB AG nur ausgeübt 
werden, wenn zuvor die Gewährträgerversammlung der 
NRW.BANK hierzu ihre Zustimmung erteilt hat.

§ 12
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

1.  Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus zwölf 
Mitgliedern und zwar

  a)  dem für Finanzen zuständigen Mitglied der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen,

  b)  dem für Wirtschaft zuständigen Mitglied der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen,

  c)  dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen,

  d)  fünf weiteren Mitgliedern, die von dem Gewähr-
träger entsandt werden. Nimmt ein Mitglied der 
Landesregierung mehrere der in a bis c genannten 
Zuständigkeiten wahr und können deshalb die in 
a, b oder c genannten Mitgliedschaften im Verwal-
tungsrat der Bank nicht einzeln wahrgenommen 
werden, so ist die Landesregierung berechtigt, 
jeweils ein zusätzliches Mitglied nach Buchstabe d 
in den Verwaltungsrat zu entsenden,

  e)  weiteren Mitgliedern als Vertreterinnen oder Ver-
tretern der Beschäftigten.

  Die Zahl der Mitglieder als Vertreter der Beschäftig-
ten beträgt die Hälfte der Zahl der Mitglieder nach 
Buchstabe a bis d. Diese werden von der Belegschaft 
unmittelbar gewählt. Die Wahlvorschläge sollen die 
Besonderheiten der Zusammensetzung der Beleg-
schaft berücksichtigen. Vorschlagsberechtigt für die 
Vertreterinnen oder Vertreter der Beschäftigten sind 
der Personalrat oder mindestens 100 Wahlberechtigte. 
Die Wahl ist eine Personenwahl. Im Übrigen sind das 
Landespersonalvertretungsgesetz und die dazu erlas-
sene Wahlordnung in den jeweils gültigen Fassungen 
entsprechend anzuwenden.

2.  Die Mitglieder des Verwaltungsrats gemäß Absatz 1 
Buchstabe a bis c sind befugt, sich im Verwaltungsrat 
und seinen Ausschüssen außer im Vorsitz durch eine 
ständige Vertreterin oder einen ständigen Vertreter 
vertreten zu lassen. Sie sind berechtigt, diese Vertrete-
rin oder diesen Vertreter zu den Sitzungen hinzuzu-
ziehen. Für die Mitglieder des Verwaltungsrats gilt § 8 
Absatz 2 und 3 entsprechend.

§ 13
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat

1.  Die Amtszeit der Mitglieder gemäß § 12 Absatz 1 
Buchstabe d und e beträgt fünf Jahre. Nach Ablauf 
der Amtszeit üben sie ihre Tätigkeit bis zum Zusam-
mentritt des neuen Verwaltungsrats weiter aus.

2.  Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat erlischt

  a)  bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe 
d mit seiner Abberufung durch die entsendende 
Stelle, die jederzeit möglich ist,

  b)  bei einem Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe 
e mit Beendigung seines Arbeitsverhältnisses bei 
der NRW.BANK. §§ 25 und 26 des Landesperso-
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nalvertretungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW. 
S. 1514), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), fi n-
den im Übrigen entsprechende Anwendung,

3.  Scheidet ein Mitglied gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe 
d vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Verwaltungsrat 
aus, so ist für den Rest der Amtszeit ein neues Mit-
glied zu entsenden. Die Nachfolge eines vorzeitig aus-
geschiedenen Mitgliedes gemäß § 12 Absatz 1 Buch-
stabe e regelt sich entsprechend § 28 Absatz 2 des 
Landespersonalvertretungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 3. Dezember 1974 (GV. 
NRW. S. 1514), zuletzt geändert durch Artikel 10 des 
Gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224).

§ 14
Sitzungen des Verwaltungsrats

1.  Der Verwaltungsrat tritt auf Einladung der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden der Gewährträgerversamm-
lung zusammen, so oft es die Lage der Geschäfte 
erfordert. Er muss einberufen werden auf Verlangen 
der Aufsichtsbehörde, einer der stellvertretenden Vor-
sitzenden oder eines der stellvertretenden Vorsitzen-
den, des Vorstands oder sofern mindestens ein Drittel 
der Mitglieder es unter Angabe des Verhandlungsge-
genstandes beantragen. Die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende der Gewährträgerversammlung leitet die Sit-
zungen des Verwaltungsrats als dessen Vorsitzende 
oder dessen Vorsitzender.

2.  Die Einladung hat schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung zu erfolgen; sie soll den Mitgliedern in 
der Regel spätestens zwei Wochen vor der Sitzung 
zugehen. In dringenden Fällen kann die Frist abge-
kürzt und mündlich, fernmündlich, durch Telefax 
oder im Wege der elektronischen Nachrichtenüber-
mittlung (E-Mail) eingeladen werden.

3.   Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens die Hälfte der Stimmberechtigten anwesend ist 
und sich hierunter auch die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende oder im Verhinderungsfall die stellvertre-
tende Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsit-
zende befi ndet. Mitglieder, die im Einzelfall durch 
Telefon- oder Videokonferenzen oder durch sonstige 
elektronische Kommunikationsmedien zugeschaltet 
und so in der Lage sind, dem Verlauf der Sitzung zu 
folgen, gelten als anwesend und erschienen.

4.   Ist der Verwaltungsrat nicht beschlussfähig, so kann 
binnen zwei Wochen mit einer Frist von fünf Arbeits-
tagen zur Erledigung der gleichen Tagesordnung eine 
neue Sitzung einberufen werden. Der Verwaltungsrat 
ist in dieser Sitzung ohne Rücksicht auf die Zahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Auf diese 
Folge ist bei Einberufung der zweiten Sitzung hinzu-
weisen.

5.   Die Beschlussfassung erfolgt mit der Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden Mitglieder. Im Falle der 
Stimmengleichheit zählt die Stimme der Vorsitzenden 
oder des Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall der 
stellvertretenden Vorsitzenden oder des stellvertreten-
den Vorsitzenden doppelt.

6.   In eiligen Fällen kann die oder der Vorsitzende auf 
Vorschlag des Vorstands einzelne Verhandlungsgegen-
stände ohne Sitzung zur Beschlussfassung stellen 
(Umlaufverfahren). Die Beschlussfassung im Wege des 
Umlaufverfahrens ist zulässig, wenn nicht innerhalb 
von fünf Arbeitstagen die oder der Vorsitzende, eine 
stellvertretende Vorsitzende oder ein stellvertretender 
Vorsitzender oder mindestens ein Drittel der Mitglie-
der mündliche Beratung der Angelegenheit verlangen. 
Die Beschlussfassung im Umlaufverfahren erfolgt mit 
der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder. Die Stimm-
abgabe kann schriftlich, per Fax oder per E-Mail 
erfolgen.

7.   Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrats teil. Der Verwaltungsrat kann auch ohne 
den Vorstand tagen.

8.   Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 15
Zuständigkeit des Verwaltungsrats

1.   Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung 
des Vorstands der NRW.BANK.

2.   Der Verwaltungsrat ist insbesondere zuständig für

  a)  die Vorschläge zur Beschlussfassung der Gewähr-
trägerversammlung gemäß § 9 Absatz 3,

  b)   die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmit-
gliedern sowie die Bestimmung eines Vorstands-
mitglieds zur Vorsitzenden oder zum Vorsitzenden 
des Vorstands und eines weiteren Vorstandsmit-
glieds zur stellvertretenden Vorsitzenden oder zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands oder 
weiterer Vorstandsmitglieder zu stellvertretenden 
Vorstandsvorsitzenden,

  c)   den Abschluss, die Änderung und die Kündigung 
der Anstellungsverträge mit den Vorstandsmitglie-
dern sowie die Festsetzung deren Jahresabschluss-
vergütung, 

  d)   die Grundsätze für die Anstellung und die Gewäh-
rung von Ruhegehaltsansprüchen der Angestell-
ten,

  e)   die Richtlinien für die nach der Dienstvereinba-
rung zu gewährenden Leistungen,

  f)   die Bezeichnung der Geschäftsarten in seiner 
Geschäftsordnung, die über Absatz 3 hinaus der 
Zustimmung des Verwaltungsrats bedürfen,

  g)   Richtlinien für die Bankgeschäfte in Übereinstim-
mung mit den von der Gewährträgerversammlung 
festgelegten Grundsätzen der Geschäfts-, Förder- 
und Risikopolitik,

  h)   die Richtlinien zum gesellschaftlichen Engagement 
sowie anderen Leistungen,

  i)   den Erlass von Geschäftsordnungen für den Ver-
waltungsrat, für die von ihm gebildeten Aus-
schüsse und für die Beiräte sowie für die Zustim-
mung zum Erlass einer Geschäftsordnung für den 
Vorstand.

3.   Der Vorstand bedarf der Zustimmung des Verwal-
tungsrats für

  a)   die Errichtung von bankeigenen Neubauten 
sowie den Erwerb und die Veräußerung von 
Grundstücken, sofern sie nicht zur Vermeidung 
von Verlusten freihändig oder im Zwangsverstei-
gerungsverfahren erworben werden oder sofern 
nicht der Verkehrswert der Grundstücke einen 
vom Verwaltungsrat festzulegenden Betrag 
unterschreitet,

  b)  die Errichtung und Aufl ösung von Niederlassun-
gen.

§ 16
Präsidialausschuss

1.   Der Verwaltungsrat bildet einen Präsidialausschuss. 
Er besteht aus folgenden Mitgliedern:

  a)  den Mitgliedern des Verwaltungsrats gemäß § 12 
Absatz 1 Buchstabe a bis c, darunter die Vorsit-
zende oder der Vorsitzende des Verwaltungsrats als 
Vorsitzende oder Vorsitzender des Präsidialaus-
schusses,

  b)  einem Mitglied, das von den Vertreterinnen oder 
den Vertretern der Beschäftigten gemäß § 12 
Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt 
wird.

2.  Der Präsidialausschuss bereitet die Sitzung des Ver-
waltungsrats vor und beschließt über die ihm vom 
Verwaltungsrat übertragenen Aufgaben.

3.  Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
und die Stellvertreterin oder Stellvertreterinnen oder 
der Stellvertreter oder die Stellvertreter in diesem 
Amt nehmen an den Sitzungen des Präsidialausschus-
ses teil.
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§ 17
Prüfungsausschuss

1.   Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Prüfungsausschuss.

2.   Der Prüfungsausschuss besteht aus sieben Mitglie-
dern. Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfa-
len fünf Mitglieder.

  Die weiteren Mitglieder als Vertreterinnen oder Ver-
treter der Beschäftigten werden von den Vertreterin-
nen oder den Vertretern der Beschäftigten gemäß § 12 
Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis gewählt.

3.   Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsit-
zenden.

4.   Der Prüfungsausschuss tritt mindestens einmal jähr-
lich und bei Bedarf zusammen.

Er hat insbesondere das Ergebnis der Prüfung des Jah-
resabschlusses durch den Abschlussprüfer zu beraten 
und kann jeden Geschäftsvorgang überprüfen. Der Ver-
waltungsrat ist berechtigt, ihm bestimmte Prüfungsauf-
gaben zuzuweisen. Der Prüfungsausschuss hat das Recht, 
Sachverständige hinzuzuziehen.

5.   Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Prüfungs-
ausschusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 
Satz 2 gilt entsprechend.

§ 18
Risikoausschuss

1.   Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis der Mitglie-
der einen Risikoausschuss.

2.   Der Risikoausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen 
fünf Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertrete-
rinnen oder Vertreter der Beschäftigten werden von 
den Vertreterinnen oder den Vertretern der Beschäftig-
ten gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis 
gewählt.

3.   Der Risikoausschuss wählt aus seiner Mitte die Vorsit-
zende oder den Vorsitzenden und die stellvertretende 
Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

4.   Der Risikoausschuss überwacht die Geschäftsführung 
des Vorstands im Hinblick auf die Risikoarten. Er 
erörtert mit dem Vorstand die Grundsätze der Risiko-
politik sowie die Risikostrategie und nimmt die Risi-
koberichterstattung entgegen. Der Risikoausschuss 
trifft die nach dem Gesetz über das Kreditwesen 
durch das Aufsichtsorgan zu treffenden Kreditent-
scheidungen. Er ist zudem über Kredite, die über vom 
Verwaltungsrat festgelegte Merkmale verfügen, zu 
unterrichten. Weitere Einzelheiten regelt die 
Geschäftsordnung des Risikoausschusses.

5.   Der Risikoausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

6.   Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Risikoaus-
schusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 19
Förderausschuss

1.   Der Verwaltungsrat bildet aus dem Kreis seiner Mit-
glieder einen Förderausschuss.

2.   Der Förderausschuss besteht aus sieben Mitgliedern. 
Hiervon entsendet das Land Nordrhein-Westfalen 
fünf Mitglieder. Die weiteren Mitglieder als Vertrete-
rinnen oder Vertreter der Beschäftigten werden von 
den Vertreterinnen oder den Vertretern der Beschäftig-
ten gemäß § 12 Absatz 1 Buchstabe e aus ihrem Kreis 
gewählt.

3.   Der Förderausschuss wählt aus seiner Mitte die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden und die stellvertre-
tende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsit-
zenden.

4.   Der Förderausschuss erörtert mit dem Vorstand die 
Grundsätze der Förderpolitik einschließlich der Auf-
teilung der Förderleistung auf die unterschiedlichen 
Förderbereiche sowie die Förderberichterstattung. 
Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung des Förder-
ausschusses.

5.   Der Förderausschuss tritt quartalsweise und darüber 
hinaus bei Bedarf zusammen.

6.   Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Förderaus-
schusses teil. Die Regelung des § 14 Absatz 7 Satz 2 
gilt entsprechend.

§ 20
Sonstige Ausschüsse des Verwaltungsrats

1.   Der Verwaltungsrat kann aus dem Kreis seiner Mit-
glieder sonstige Ausschüsse bilden.

2.   Zusammensetzung und Zuständigkeit der Ausschüsse 
werden durch Geschäftsordnungen geregelt.

3.   Der Vorstand nimmt an den Sitzungen der sonstigen 
Ausschüsse teil.

§ 21
Beirat für Wohnraumförderung

1.   Der Beirat für Wohnraumförderung besteht aus

  a)   dem für das Wohnungswesen zuständigen Mitglied 
der Landesregierung als vorsitzendem Mitglied,

  b)   je einer Vertretung

    aa)  des für Finanzen zuständigen Ministeriums,

    bb)  des für Wirtschaft zuständigen Ministeriums,

    cc)  des für Soziales zuständigen Ministeriums,

  c)   neun Mitgliedern des Landtages,

  d)  drei Vertreterinnen oder Vertretern der Wohnungs-
wirtschaft,

  e)   je eine Vertreterin oder einem Vertreter

    aa)  der kreisfreien Städte,

    bb)  der Kreise,

    cc)  der kreisangehörigen Städte,

    dd)  der übrigen kreisangehörigen Gemeinden,

  f)  einer Vertreterin oder einem Vertreter der Mieter-
seite.

2.   Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist befugt, eine 
Bedienstete oder einen Bediensteten des Ministeriums 
zu ihrem oder seinem ständigen Vertreter zu bestimmen.

3.   Die Mitglieder zu Absatz 1 Buchstabe c werden vom 
Landtag für die Dauer der Wahlperiode nach dem 
Verhältniswahlsystem gewählt, das der Landtag bei 
der Wahl seiner Ausschüsse anwendet. Die Mitglieder 
zu Absatz 1 Buchstabe d bis f werden durch das für 
das Wohnungswesen zuständige Ministerium des Lan-
des Nordrhein-Westfalen auf Vorschlag der im Land 
ansässigen Spitzenorganisationenberufen. Die Amts-
zeit dieser Mitglieder richtet sich ebenfalls nach der 
Dauer der Wahlperiode des Landtags.

4.   Der Beirat für Wohnraumförderung ist von seiner Vor-
sitzenden oder seinem Vorsitzenden bei Bedarf sowie 
dann einzuberufen, wenn die Aufsichtsbehörde, der 
Vorstand oder mindestens vier Mitglieder des Beirats 
für Wohnraumförderung die Befassung mit einem 
bestimmten Verhandlungsgegenstand beantragen. 
Beschlussfassungen des Beirats für Wohnraumförde-
rung erfolgen mit einfacher Mehrheit.

5.   Der Verwaltungsrat gibt dem Beirat für Wohnraum-
förderung eine Geschäftsordnung.

6.   An den Sitzungen nehmen das zuständige Vorstands-
mitglied sowie die Leitung der für die Wohnraumför-
derung verantwortlichen Organisationseinheit der 
Bank teil.

7.   Die Mitglieder des Beirats für Wohnraumförderung 
sind nach Maßgabe des § 7 Absatz 2 zur Verschwie-
genheit verpfl ichtet.
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§ 22
Zuständigkeit des Beirats für Wohnraumförderung

1.   Der Beirat für Wohnraumförderung berät die Gre-
mien der NRW.BANK bei der Wohnraumförderung. Er 
hat dabei insbesondere über das Produktportfolio 
Wohnraumförderung und die Berichterstattung hier-
über zu beraten.

2.   Der Beirat für Wohnraumförderung kann vom Vor-
stand jederzeit Auskunft über das Produktportfolio 
Wohnraumförderung verlangen. In besonderen Fällen 
kann er im Rahmen seiner Aufgaben Sachverständige 
hinzuziehen.

§ 23
Beirat der NRW.BANK

1.   Zur sachverständigen Beratung der NRW.BANK bei 
der Wahrnehmung ihrer Geschäfte und zur Förderung 
des Kontaktes mit der Wirtschaft, der öffentlichen 
Verwaltung, der Kreditwirtschaft und der Wissen-
schaft kann der Beirat der NRW.BANK gebildet wer-
den. Die Mitglieder des Beirats werden durch die 
Ministerpräsidentin oder den Ministerpräsidenten des 
Landes Nordrhein-Westfalen bestellt und abberufen. 
Der Verwaltungsrat hat hierzu ein Vorschlagsrecht.

2.   Den Vorsitz im Beirat der NRW.BANK führt das für 
Wirtschaft zuständige Mitglied der Landesregierung 
des Landes Nordrhein-Westfalen.

3.   Der Beirat ist mindestens einmal im Jahr von der Vor-
sitzenden oder von dem Vorsitzenden einzuberufen.

4.   Die Mitglieder des Beirats der NRW.BANK sind ent-
sprechend § 7 Absatz 2 zur Verschwiegenheit ver-
pfl ichtet.

§ 24
Vorstand

1.   Der Vorstand führt die Geschäfte der NRW.BANK.

2.   Er besteht aus der erforderlichen Anzahl von Vor-
standsmitgliedern, die von dem Verwaltungsrat 
bestellt werden. Der Verwaltungsrat kann stellvertre-
tende Vorstandsmitglieder bestellen; die stellvertre-
tenden Mitglieder haben die gleichen Rechte und 
Pfl ichten wie die Vorstandsmitglieder.

3.   Die Mitglieder des Vorstands werden mit Zustimmung 
der staatlichen Aufsicht auf die Dauer von höchstens 
fünf Jahren bestellt. Eine wiederholte Bestellung für 
jeweils höchstens fünf Jahre ist zulässig. Über die 
Wiederbestellung von Mitgliedern des Vorstands ist 
frühestens zwölf und spätestens sechs Monate vor 
Ablauf der jeweiligen Bestellungsperiode zu beschlie-
ßen. Die Sätze 1 bis 3 gelten für stellvertretende Vor-
standsmitglieder entsprechend.

4.   Der Verwaltungsrat kann die Bestellung zum Vor-
standsmitglied oder zum stellvertretenden Vorstands-
mitglied widerrufen, wenn ein wichtiger Grund vor-
liegt. Ein solcher Grund ist namentlich grobe 
Pfl ichtverletzung, Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen 
Geschäftsführung oder eine nachhaltige und erhebli-
che Störung des Vertrauensverhältnisses. Der Wider-
ruf ist wirksam, bis seine Unwirksamkeit rechtskräf-
tig festgestellt ist.

5.   Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. Über die 
Geschäftsverteilung innerhalb des Vorstands entscheidet 
die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands.

6.   Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Vorstands 
unterrichtet die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats und dessen bzw. deren 
Stellvertreterin(nen) oder Stellvertreter über wichtige 
Vorkommnisse. Der Vorstand erteilt der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsrats, dessen bzw. 
deren Stellvertreterin(nen) oder Stellvertreter und dem 
Verwaltungsrat jederzeit die gewünschten Auskünfte.

§ 25
Vertretungs- und Zeichnungsbefugnis

1.   Die NRW.BANK wird gerichtlich und außergericht-
lich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein 

Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einer Proku-
ristin oder einem Prokuristen vertreten. Für den lau-
fenden Geschäftsverkehr kann der Vorstand eine 
andere Regelung treffen. Die Zeichnungsbefugnisse 
werden durch bankübliche Unterschriftenverzeich-
nisse bekannt gemacht.

2.   Urkunden, die den Vorschriften des Absatzes 1 ent-
sprechen, sind für die NRW.BANK ohne Rücksicht auf 
die Einhaltung sonstiger satzungsmäßiger Vorschrif-
ten im Einzelfall rechtsverbindlich. Die von der NRW.
BANK ausgestellten und mit Siegel der NRW.BANK 
versehenen sowie die von der Wfa ausgestellten und 
mit Siegel der Wfa versehenen Urkunden sind öffent-
liche Urkunden.

§ 26
Jahresabschluss und Geschäftsbericht

1.   Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

2.   Die Aufstellung, Prüfung und Offenlegung des Jahres-
abschlusses sowie des Lageberichts richten sich nach 
den geltenden Vorschriften.

3.   Die NRW.BANK veröffentlicht jährlich einen 
Geschäftsbericht.

§ 27
Gewinnverteilung

1.   Von dem bei Abschluss des Geschäftsjahres sich erge-
benden Jahresüberschuss wird ein Teilbetrag von 
mindestens 10 Prozent den Rücklagen überwiesen.

2.   Aus dem Jahresüberschuss des Geschäftsjahres 2009 
erfolgt die Verwendung des Jahresüberschusses der 
Wfa entsprechend den Regelungen des § 4 Satz 1 des 
Wfa-Aufl ösungsgesetzes. Der dann noch verbleibende 
Jahresüberschuss der Wfa ist bei Aufstellung des Jah-
resabschlusses dem Landeswohnungsbauvermögen 
zuzuführen und geht damit zum 1. Januar 2010 in das 
Stammkapital der NRW.BANK im Sinne des § 3 über.

  Aus dem Jahresüberschuss der ab dem 1. Januar 2010 
endenden Geschäftsjahre der NRW.BANK, der nach 
Einstellung in die Rücklagen gemäß Absatz 1 verbleibt, 
sind jeweils auf Anforderung des Landes unmittelbar 
an den Bund nach dem 31. Dezember 2010 ausschließ-
lich die im auf das jeweilige Geschäftsjahr folgenden 
Jahr fällig werdenden Zinsbeträge zu zahlen, die das 
Land aufgrund der Inanspruchnahme von Darlehen 
des Bundes zur Förderung des Wohnungsbaues und der 
Modernisierung (Finanzhilfen gemäß Artikel 104 a 
Absatz 4 Grundgesetz in der bis zum 31. August 2006 
geltenden Fassung) zu leisten hat.

3.   Über die Verwendung des verbleibenden Bilanzgewin-
nes der NRW.BANK entscheidet die Gewährträger-
versammlung auf Vorschlag des Verwaltungsrats.

§ 28
Auflösung der NRW.BANK

Im Falle der Aufl ösung der NRW.BANK ist die Liquida-
tion einzuleiten. Das nach beendeter Liquidation ver-
bleibende Vermögen fällt dem Gewährträger zu.

§ 29
Aufsichtsbehörde

1.   Die staatliche Aufsicht über die NRW.BANK führt 
das für den Bereich Inneres zuständige Ministerium 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Die staatliche Auf-
sicht im Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraum-
förderung wird im Einvernehmen mit dem für das 
Wohnungswesen zuständigen Ministerium ausgeübt.

2.   Für die in § 3 Absatz 2 und 3, § 5 Absatz 4 Satz 2, § 10 
Nummern 1, 2 und 10, sowie § 15 Nummer 2 Buch-
stabe b in Verbindung mit § 24 Absatz 3 bezeichneten 
Maßnahmen ist im Einzelfall eine Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde erforderlich.

3.   Die durch Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, insbe-
sondere durch eine von ihr angeordnete Prüfung, ent-
stehenden besonderen Kosten trägt die NRW.BANK.
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§ 30
Genehmigung und Bekanntmachung der Satzung 

und deren Änderungen

1.   Die Satzung und deren Änderungen bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde.

2.   Die Satzung und deren Änderungen werden im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nord-
rhein-Westfalen bekannt gemacht.

§ 31
Sonstige Bekanntmachungen

Soweit nach den gesetzlichen Vorschriften, den Bestim-
mungen dieser Satzung oder der Anordnung der Gewähr-
trägerversammlung öffentliche Bekanntmachungen zu 
erfolgen haben, genügt die Bekanntmachung im Bundes-
anzeiger.

§ 32
Dienstherreneigenschaft

Beamtinnen und Beamte können zur NRW.BANK ver-
setzt werden. Weitere Regelungen zur näheren Ausgestal-
tung des Beamtenverhältnisses können im Rahmen der 
beamtenrechtlichen Vorschriften durch Satzung getroffen 
werden.

§ 33
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung zum 15. Dezember 2011 
in Kraft.

Das Ministerium für Inneres und Kommunales hat die 
Fassung der Satzung am 15. Dezember 2011 genehmigt.

– GV. NRW. 2011 S. 717

2022
Berichtigung der Haushaltssatzung

des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
für das Haushaltsjahr 2011 vom 6. Juni 2011 

(GV. NRW. S. 306)

Durch ein drucktechnisches Versehen erfolgte die Veröffent-
lichung dieser Satzung unter dem Datum „6. Juni 2011“.

Das richtige Datum lautet „15. Juni 2011“.

– GV. NRW. 2011 S. 723

2030
Berichtigung der zweiten Verordnung

zur Änderung der Beamten- und
Disziplinarzuständigkeitsverordnung MUNLV

vom 6. Juni 2011 (GV. NRW. S. 307)

Durch ein drucktechnisches Versehen erfolgte die Verkün-
dung dieser Verordnung unter dem Datum „6. Juni 2011“.

Das richtige Datum lautet „21. Juni 2011“.

– GV. NRW. 2011 S. 723

320
Berichtigung der Zweiten Verordnung 

zur Änderung der Elektronischen Rechtsverkehrs-
verordnung Amtsgericht Olpe 

vom 6. Juni 2011 (GV. NRW. S. 307)

Durch ein drucktechnisches Versehen erfolgte die Verkün-
dung dieser Verordnung unter dem Datum „6. Juni 2011“.

Das richtige Datum lautet „14. Juni 2011“.

– GV. NRW. 2011 S. 723
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